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:"Kein Handlungsbedarf 
nach dem • Bericht'l 

Mitarbeiter wollten Auswertung durch Staatsanwaltschaft abwarten 
HANNOVER. Umweltmlnlster Werner Remmers (CDU) hat nach 
eigenen Angaben von dem am Montag bekanntgewordenen 
AbschluBbericht einer Sonderkommlsalon d8s Landeskrlmlnalanrta 
zur SondermülldeponIe Münchehagen (NP berichtete) nichts gewußt. 
Auch Innenminister Wllfrled Hasselmann und Juatlzmlnlster Walter 
Remmers habe der Bericht nicht vorgelegen, sagte der Mlnlater 
gestern In Hannover. Beamte hAtten das Papier nicht an die Minister 
weitergeleitet, da sie die Auswertung von 16 Ordnern mit Material 
durch die Staatsanwaltschaft erst noch abwarten wollten. 

Er selbst, so Remmers weiter, 
habe "keine neuen Erkenntnisse 
über die von Münchehagen 
ausgehende Gefäh rdung bekom­
men". Ersehe keinen Handlungs­
bedarf. Entgegen den Aussagen 
des Papiers des Landeskriminal-

' " amtesvertratderUmweltminister 
. ~ die Auffassung, das Grundwas­

ser außerhalb der Deponie sei 
nicht verseucht. Er kündigte an, 
die Sanierung der Deponie werde 
insgesamt drei Jahre dauern. Der 

erste Schritt erfolge im Frühjahr 
1988. 

Der Vorsitzende der SPD­
Landtagsfraktion, Gerhard 
SChröder, meinte, der "Fall Mün­
chehagen" erweise sich immer 
mehr "als Stück behördlich 
abgesegneter Umweltkriminali­
tät". Die Landesregierung habe 
sich ohne Rücksicht auf Gesund­
heitsgefährdungen an einer Poli­
tik der Verheimlichung und Ver­
tuschung beteiligt. 

Unverzügliche Konsequenzen 
aus dem am 25. November 1986 
verfaBten Bericht hat auch der 
umweltpolitische Sprecher der 
FDP-Landtagsfraktion, Fried­
rich-Theodor Hruska, gefordert. 
Jetzt müsse vorbehaltlos geklärt 
werden, wie der Bericht so lange 
unter Verschluß gehalten werden 
konnte. Der FDP sei nicht be­
kannt gewesen, daß ein solcher 
Bericht vorliege. 

Die Staatsanwaltschaft in Ver­
den wird nach eigenen Angaben 
die Ermittlungsergebnisse des 
Landeskriminalamtes erst in eini­
gen Wochen ausgewertet haben. 
Ein Sprecher erklärte gestern, es 
müsse nun geprüft werden, 
welche Straftaten vorlägen und 
welche Personen dafür straf­
rechtlich verantwortlich ge­
macht werden könnten. 


